
Fragen an das 
wiedervereinte
Land

Das Ende des Kalten Krieges
hat konstruktive und de-
struktive Kräfte freigesetzt.
Es hat die Rangfolge der po-
litischen Agenda verändert,
eine Fülle neuer Probleme
und noch mehr Chancen 
geschaffen. Seit einem Jahr-
zehnt erleben wir den Ver-
such, mit der neuen Wirk-
lichkeit zurechtzukommen
und die Chancen zu nutzen.
Das abgeforderte Maß an
Umorientierung ist für die
Menschen in den neuen
Ländern und in den post-
sozialistischen Staaten grö-
ßer als für jene in der alten
Bundesrepublik und den
westeuropäischen Demo-
kratien.
Aber es gilt genauso fest-
zuhalten: Ein nicht geringer
Teil der in Westdeutschland
in den siebziger und acht-
ziger Jahren gängigen politi-
schen Glaubenssätze passt
ebenfalls nicht mehr in die
Zeit und wirkt eigentümlich
überholt. Die Deutschen
aus den alten und den
neuen Ländern stehen trotz
unterschiedlicher Biogra-
fien und Prägungen zusam-
men vor der Aufgabe, für
ihre gemeinsame Zukunft
die Frage nach den Grund-
lagen und Zielen von Staat
und Gesellschaft zu beant-

worten. Es reicht nicht aus,
die alten Debatten einfach
fortzuführen und ansonsten
auf die Kraft des Faktischen
zu vertrauen. Wir suchen
nach den Begriffen, mit de-
nen sich die neue Wirklich-
keit angemessen deuten
und ein Leitbild für die Zu-
kunft entwerfen lässt.
Ein Leitbild wohlgemerkt, in
dem sich die Deutschen mit
ihren unterschiedlichen
biografischen Erfahrungen
wieder finden können. Da-
mit darüber ein sinnvoller
Dialog entstehen konnte,
musste zunächst der ge-
dankliche Kurzschluss be-

seitigt werden, demzufolge
der Beitritt der neuen Län-
der zur Bundesrepublik
Deutschland automatisch
bedeutet, dass die im Wes-
ten nur die Lehrenden und
die im Osten die Lernenden
sind. Diese Haltung gehört
angesichts der Probleme,
vor denen Staat und Gesell-
schaft in Deutschland ins-
gesamt stehen, alles in al-
lem der Vergangenheit an,
auch wenn sie gelegentlich
wieder aufbricht – und
dann Anlass gibt, über eine
fiktive Mauer in den Köpfen
zu klagen.
Es mag sein, dass der in der
politischen Kultur der Bun-
desrepublik Deutschland
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begründete Unterbau des
demokratischen Verfas-
sungsstaates im Osten
Deutschlands noch nicht in
gleicher Weise trägt wie im
Westen des Landes. Und
dennoch gilt es, die Fragen
aus den neuen Ländern als
konstruktive Denkanstöße
aufzufassen. Dies gilt umso
mehr, als auch von den
wortmächtigen Interpreten
unserer Zeit aus den alten
Ländern unterdessen häufi-
ger Fragen als Antworten
formuliert werden. „Weil
die Vordenker mit dem
Nachdenken nicht mehr
nachkommen, ist eine stille,
untheoretische Verstörung
der Geisteszustand, mit dem
wir das neue Jahrtausend
auf die Schienen der Zeit 
setzen“ (Paul Noack).
Die entscheidenden Anfra-
gen, die aus den neuen Län-
dern formuliert werden,
sind bekannt. Ein großer
Teil der Bürger in den neuen
Ländern hat die Freiheit er-
stritten und nicht vergessen,
dass sie keineswegs selbst-
verständlich ist. Aber weil
sie noch vergleichsweise
jung ist, wird genauso ge-
fragt, wozu diese Freiheit ge-
nutzt wird, wo sie ihre Gren-
zen findet. Die Substanz an
Gemeinsinn wird als defizi-
tär empfunden, das Gerech-
tigkeitsempfinden ist stär-
ker durch eine Sozialisation
geprägt, in der Gleichheit
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ein hohes Gut war. Nicht
weiter erstaunlich ist auch,
wenn im Osten Deutsch-
lands die Erwartungen sich
stärker an den Staat richten:
Der Anteil derer, die durch
Privatvermögen ein gewis-
ses Maß an Unabhängigkeit
haben, ist wesentlich gerin-
ger als im Westen. Das aus
Vereinen, Verbänden, Or-
ganisationen oder Stiftun-
gen gebildete gesellschaftli-
che Gewebe hat noch nicht
die gleiche Dichte. Die Er-
wartungen an die Mitgestal-
tungsmöglichkeiten im de-
mokratischen Verfassungs-
staat gingen bei vielen Pro-
tagonisten der Bürgerbewe-
gung über das hinaus, was
sich am Ende als realisier-
bar erwies.
Die Differenzen sollten aus
verschiedenen Gründen
nicht dramatisiert werden.
Zum einen ist das immer
wieder geforderte Verlan-
gen nach innerer Einheit
fragwürdig, weil nicht klar
ist, woran man ihr Gelingen
messen soll. Rechtlich ist sie
vollzogen, wirtschaftlich,
sozial und kulturell ist
Deutschland durch seine
historisch gewachsene Viel-
falt geprägt. Das sollte im
Auge behalten werden,
auch wenn die Infrastruktur
noch nicht ein vergleich-
bares Niveau wie in den al-
ten Ländern hat und nach
wie vor ein Einkommens-

und Wohlstandsgefälle be-
steht. Auch in den neuen
Ländern nehmen die Unter-
schiede zu. Die landsmann-
schaftliche und regionale
Vielfalt wird als Faktor zwi-
schen Ostalgie und gesamt-
deutschem Bewusstsein zu
oft übersehen. Die föderale
Ordnung hat den regiona-
len Eigenheiten, zu denen
bei fünf Ländern die DDR-
Vergangenheit als ein Spezi-
fikum gehört, einen Rah-
men gegeben.
Zum anderen legt die histo-
rische Perspektive eine grö-
ßere Gelassenheit nahe:
Dass es in der Mitte Europas
einen deutschen National-
staat in anerkannten Gren-
zen gibt, der niemanden be-
droht und von niemandem
bedroht wird, ist historisch
neu, genauso wie die unhin-
terfragte Selbstverständlich-
keit der Demokratie und der
Wohlstand für alle Deut-
schen. Einigkeit und Recht
und Freiheit waren zu kei-
nem Zeitpunkt in einer
Weise verwirklicht, wie wir
sie heute genießen. Vermut-
lich ist das Wissen darum
ausgeprägter, als uns be-
wusst ist. Das ist eine Quelle
politischer Stabilität – und
doch auch wieder eine Ge-
fahr. Denn aus dem ver-
ständlichen Wunsch, den
glücklichen Augenblick
festzuhalten, erwächst zu-
gleich die vielfach beklagte
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Immobilität der deutschen
Gesellschaft – die tenden-
ziell wohl eher ein Problem
der alten Länder ist.
Schließlich sind es die Her-
ausforderungen, denen
sich Staat und Gesellschaft
in Deutschland insgesamt
stellen müssen, die die ver-
gangenheits- und vereini-
gungsbedingte Problem-
lage relativieren. Ob sie po-
litisch bewältigt werden
können, das hängt sicher-
lich vom Ideenreichtum der
politischen Akteure ab,
aber auch vom Zustand des
institutionellen Gefüges
und dem Willen der Bevöl-
kerung, aktiv an den Ge-
schicken des Gemeinwe-
sens Anteil zu nehmen. Das
ist in dieser Allgemeinheit
nicht neu. Schon Hugo
Preuß, der den Entwurf zur
Weimarer Reichsverfas-
sung erarbeitet hat, schrieb
1919: „Keiner Verfassung ist
es gegeben, die für ein ge-
deihliches Zusammenle-
ben unentbehrliche Solida-
rität zwischen Volk und Re-
gierung, von Gesamtheit
und Gliedern durch Rechts-
bestimmungen zu schaffen;
das ist Sache der Volkserzie-
hung in deren höchstem
Sinne, der Entwicklung po-
litischer Gesinnung. Aber
eine Verfassung kann und
soll Hindernisse vermeiden,
die der Entwicklung solcher
Solidaritätsgesinnung ent-
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gegenstehen, und Einrich-
tungen schaffen, die diese
Entwicklung erleichtern.“
Volkserziehung ist ein Wort,
das wir heute nicht mehr so
gerne hören, weil es unse-
rem Bild vom mündigen
Bürger zu widersprechen
scheint. Und viele Men-
schen, denen das SED-Re-
gime noch in Erinnerung ist,
mögen an das Fach Staats-
bürgerkunde denken. Doch
werden wir nicht umhin-
können, mehr Mühe darauf
zu verwenden, den Bür-
gerinnen und Bürgern unse-
res Landes zu vermitteln,
was der Staat kann und was
nicht, dass das Staatsbürger-
sein außer mit Rechten
auch mit Pflichten verbun-
den ist, zur Freiheit die Ver-
antwortung und zur Selbst-
verwirklichung der Gemein-
sinn gehören und das
Grundgesetz eine wertege-
bundene Verfassung ist.
Und es gilt, das Bewusstsein
dafür zu schärfen, dass un-
ser Glück an einer ausbalan-
cierten Ordnung der Frei-
heit hängt, die durch tota-
litäre Ideologien und über-
zogene Erwartungen aus
dem Gleichgewicht ge-
bracht werden kann.
Können Solidaritätsgesin-
nung und politische Anteil-
nahme durch die Verfas-
sung gefördert werden? Mit
Sicherheit kann mehr dafür
geschehen als bisher. Das

entscheidende Stichwort
dazu ist die Subsidiarität,
der Zwilling der Solidarität.
In den vergangenen Jahr-
zehnten haben wir erleben
können, wie, einhergehend
mit dem Wachsen der indi-
viduellen Gestaltungsspiel-
räume, immer mehr soziale
Risiken in anonymen, mög-
lichst zentralen Organisatio-
nen sozialisiert worden
sind. Es war noch nie so
leicht, für sich allein und
weitgehend frei von sozia-
len Bezügen aller Art zu le-
ben. Für ein Gemeinwesen
ist das auf Dauer lebens-
gefährlich – und auch nicht
finanzierbar. Das Gefühl für
die wechselseitige Abhän-
gigkeit kann nur wachsen,
wenn möglichst vieles bür-
gernah und nur das Notwen-
dige auf höheren Ebenen
geregelt wird. Deshalb
kommt es darauf an, die
Ebenen zwischen dem Ein-
zelnen und dem National-
staat zu stärken: von der Fa-
milie und verbindlichen Le-
bensgemeinschaften über
Gemeinden, Kreise, regio-
nale Organisationen und
Länder. Eigenständigkeit
auf möglichst überschauba-
rer Ebene und Selbstorgani-
sation schaffen Orte konkre-
ter Verantwortung. Ein sub-
sidiär aufgebautes Gemein-
wesen ist robust, weil es ver-
gleichsweise leicht pas-
sende Lösungen für regio-
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nale Problemlagen hervor-
bringen kann.
Mehr Orte der Verantwor-
tung und politischer Mit-
gestaltung können aber
auch im politischen Be-
reich entstehen. Nicht zu-
letzt sollte das föderale Sys-
tem in Deutschland revitali-
siert werden. Der Eindruck,
dass die Länder und der
Bund einander aus partei-
politischen Gründen immer
wieder blockieren, lässt
sich kaum widerlegen. Die
Struktur des Systems lädt
dazu ein. Über Jahrzehnte
sind Gesetzgebungszustän-
digkeiten von den Ländern
an den Bund gegangen und
durch Mitspracherechte an
der Bundesgesetzgebung
ersetzt worden. Durch
Mischfinanzierungen und
Gemeinschaftszuständig-
keiten durch das Steuer-
system und den Finanzaus-
gleich sind Länder und
Bund in einer Weise anein-
ander gebunden, die auf
beiden Seiten Gestaltungs-
spielräume einengt, zu Rei-
bungsverlusten führt und
den Wettbewerb der Län-
der untereinander verhin-
dert.
Für den Bürger hat das zur
Folge, dass er kaum zu un-
terscheiden vermag – und
ihm das auch nicht zuge-
mutet werden kann –, wer
in diesem kooperativen Fö-
deralismus eigentlich für
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was zuständig ist. Ver-
schärft wird dieses Pro-
blem zunehmend durch
die europäische Ebene, die
große Teile der Gesetz-
gebung und der Mittelver-
gabe durch Kofinanzie-
rungsmodelle auf nationa-
ler und regionaler Ebene
mitbestimmt. Der Übel-
stand lässt sich nur behe-
ben, wenn Gesetzgebungs-
zuständigkeiten, Steuerhe-
bungsrechte und Aufgaben
wieder stärker getrennt wer-
den und der Föderalismus
auf mehr Wettbewerb aus-
gerichtet wird. Dem Bürger
fällt es dann auch wieder
leichter zu erkennen, bei
welcher Wahl über wel-
chen politischen Teil-
bereich abgestimmt wird,
und er kann so die Kon-
sequenzen seiner Entschei-
dung zutreffender einschät-
zen.
Das Maß an erlebbarer De-
mokratie und die politi-
schen Gestaltungsmöglich-
keiten hängen mit jedem In-
tegrationsschritt mehr auch
von der Europäischen
Union ab. Vor dem Inkraft-

treten des Vertragswerkes
von Maastricht ist politisch,
wissenschaftlich und ge-
richtlich heftig darüber ge-
stritten worden, was die In-
tegration für den National-
staat und die auf ihn gegrün-
dete Form der Demokratie
eigentlich für Konsequen-
zen hat. Wie der Verfas-
sungsrechtler Rupert Scholz
1993 in Brüssel ausführte,
stellt sich für die Mitglied-
staaten der Europäischen
Union die „Existenz- und
Schicksalsfrage“. Nationale
Staatlichkeit und Souverä-
nität wachsen laut Scholz in
eine „völlig neue Form su-
pranationaler Staatlichkeit“
hinüber. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat 1993 ver-
sucht, die supranationale
Verfassungsstaatlichkeit
mit dem „Staatenverbund“
in einen Begriff zu fassen. Es
hat aber auch die Frage auf-
geworfen, wie es mit den de-
mokratischen Einwirkungs-
möglichkeiten der Bürger
auf den unterschiedlichen
Ebenen bestellt ist.
Es ist folgerichtig, wenn ge-
rade die deutschen Länder
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auch mit Blick auf die Euro-
päische Union über Jahre
hinweg das Subsidiaritäts-
prinzip eingefordert und
wenigstens im Grundsatz
durchgesetzt haben. Denn
letztlich gilt das Gleiche wie
hinsichtlich des deutschen
Föderalismus: Die Bürgerin-
nen und Bürger müssen auf
der Grundlage klarer Auf-
gabenzuweisungen und ei-
ner Zuständigkeitsvermu-
tung für die jeweils unte-
ren Ebenen nachvollziehen
können, welche Ebene für
welche Fragen verantwort-
lich zeichnet und welche 
sie entsprechend mit einem
Mandat versehen können.
Nur dadurch erhält der
Wahlakt sein Gewicht und
kann als substanzielle Form
der Mitgestaltung wahr-
genommen werden. Dass
gerade die Europawahlen
noch vorrangig mit Themen
der nationalen Politik be-
stritten werden und die
Wahlberechtigten vielfach
gar nicht zur Wahl zu bewe-
gen sind, zeigt, wie weit der
Weg noch ist.
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Die
politische
Meinung

Aufruhr

„Das Misstrauen und der Argwohn als Grundverhalten gegen die Menschen ist der Auf-
ruhr der Minderwertigen.“

Dietrich Bonhoeffer, Widerstand und Erhebung, Briefe und Aufzeichnungen aus der
Haft
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